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A n t w o r t

des Ministeriums für Bildung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ellen Demuth (CDU)
– Drucksache 17/204 – 

Einrichtung einer neuen Integrierten Gesamtschule

Die Kleine Anfrage – Drucksache 17/204 – vom 21. Juni 2016 hat folgenden Wortlaut:

Ich frage die Landesregierung:
1. Inwiefern ist es möglich, dass eine neugeschaffene Integrierte Gesamtschule in einer Kooperation mit einem benachbarten 

Gymnasium eine gemeinsame Oberstufe betreibt?
2. Ist es grundsätzlich möglich, eine bestehende Fachoberschule in die Schulform einer Integrierten Gesamtschule zu ändern bzw.

zulässig, diese seitens des Schulträgers zu beantragen?

Das Ministerium für Bildung hat die Kleine Anfrage namens der Landes regierung mit Schreiben vom 13. Juli 2016 wie folgt be-
antwortet:

Zu Frage 1:

Gemäß § 10 Abs. 6 Schulgesetz umfasst die Integrierte Gesamtschule (IGS) in der Regel eine gymnasiale Oberstufe. Im Leitfaden
zur Schulentwicklungsplanung (Stand: September 2013; abrufbar über die Homepage der ADD http://www.add.rlp.de) sind die
Vorgaben zur Errichtung einer IGS beschrieben. Bei der Antragstellung muss der Schulträger das schulische Bedürfnis für eine 
dauerhaft vierzügige Schule in der Sekundarstufe I sowie für eine weitere gymnasiale Oberstufe in der Region darstellen.

Die gymnasiale Oberstufe ist immer organisatorischer Bestandteil einer Schule. Eine von zwei Schulen gemeinsam betriebene 
gymnasiale Oberstufe ist nicht möglich.

Zu Frage 2:

Fachoberschulen sind eine Schulform des berufsbildenden Schulwesens, sie bestehen in Rheinland-Pfalz ausschließlich im Verbund
mit Realschulen plus. Integrierte Gesamtschulen gehören zu den allgemeinbildenden Schulen. Die direkte Umwandlung einer 
Schulform der berufsbildenden Schule in eine allgemeinbildende Schule ist nicht möglich.

Schulträger können allerdings die Aufhebung einer Realschule plus sowie die mit dieser Schule verbundenen Fachoberschule und
gleichzeitig die Errichtung einer Integrierten Gesamtschule an ihrer Stelle beantragen.
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